








1 ARBEITS- UND GESUNDHEITSSCHUTZ 

gungsstelle dem außerbetrieblichen Beisitzer seine Hono­
rarrechnung mitteilt. Auf dieser Grundlage rechnet dann 
der außerbetriebliche Beisitzer ab. Auch die Auslagen des 
Einigungsstellenvorsitzenden bzw. des außerbetriebli­
chen Beisitzers hat der Arbeitgeber zu erstatten (Fahrtkos­
ten, usw.), sofern sie durch die Teilnahme an Sitzungen 
der Einigungsstelle entstanden sind oder ihre Grundlage 
in einer gesonderten Aufgabenzuweisung an ein Eini­
gungsstellenmitglied haben.20 Beauftragt der Betriebsrat 
einen Rechtsanwalt als seinen Verfahrensbevollmächtig­
ten in der Einigungsstelle, so hat der Arbeitgeber die da· 
durch entstehenden Kosten nach § 40 Abs. 1 BetrVG zu 
tragen, wenn der Betriebsrat die Beauftragung »für erfor­
derlich halten durfte«.21 

Fazit 

Dem Betriebsrat ist zu empfehlen, den Arbeitgeber immer 
dann, wenn er Kenntnis von gesundheitsgefährdenden Ar­
beitsbedingungen erhält (z.B. aufgrund eigener Ermittlun­
gen oder nach einer Beschwerde von Arbeitnehmern), un­
ter Berufung auf§ 87 Abs.1 Nr. 7 BetrVG i. V. m. einschlä­
gigen Vorschriften des Arbeitsschutzes (z.B. § 3 Abs.1 
i. V. m. § 4 Nr.1 ArbSchG) aufzufordern, geeignete Maß­
nahmen zum Schutz der Gesundheit der Beschäftigten zu 
ergreifen. Lehnt der Arbeitgeber ab, kann und sollte der 
Betriebsrat die Einigungsstelle anrufen (§ 87 Abs. 2 

BetrVG). Die erfolgreiche Ausübung des Mitbestimmungs­
rechts nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG setzt allerdings zwin­
gend voraus, dass der Betriebsrat eigene auf die jeweili­
gen betrieblichen Bereiche und die jeweilige Situation be­
zogene konkrete Vorschläge über Regelungen und 
Maßnahmen des Gesundheitsschutzes ausarbeitet und 
den Arbeitgeber darüber zu Verhandlungen auffordert. An­
ders ausgedrückt: der Betriebsrat muss sich die Frage 
stellen, was soll sich - im Sinne eines besseren Arbeits­
und Gesundheitsschutzes - konkret an den Arbeitsplät­
zen und in den Arbeitsbereichen dieses Betriebes ändern 
(welche Probleme gibt es? Welche baulichen, technischen 
oder organisatorischen Lösungen sind möglich?). Hier ist 
es unverzichtbar, bei der Erfassung und Bewertung der 
Probleme sowie Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen 
die Beschäftigten zu beteiligen (z. B. in Form von betrieb­
lichen oder abteilungsbezogenen Umfrageaktionen oder 
- besser noch - Interviews). Sie wissen am besten, wel­
che Gefährdungen und Belastungen bestehen und wie 

20 BAG V. 14.2.1996, a. a. 0. 
21 Vgl. hierzu Schoof, Betriebsratspraxis von A bis Z, 10 Aufl. 2012, Stichworte 

»Einigungsstelle« und »Kosten der Betriebsratstätigkeit«; vgl. auch DKKW· 
Berg, BetrVG, 13. Aufl. 2012, § 76 a Rdnr. 13. 
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man sie abbauen und beseitigen kann. Weil solche Aktio­
nen aufwändig sind, muss die Arbeit auf viele Schultern 
verteilt werden (Betriebsratsmitglieder, gewerkschaftliche 
Vertrauensleute, interessierte Beschäftigte). Die Lösungs­
vorschläge werden dem Arbeitgeber schriftlich z.B. in 
Form eines Maßnahmekatalogs oder des Entwurfs einer 
Betriebsvereinbarung vorgelegt. Lehnt der Arbeitgeber die 
Vorschläge des Betriebsrats bzw. Verhandlungen darüber 
ab oder kommt es über die Vorschläge des Betriebsrat zu 
keiner Einigung, kann der Betriebsrat die Einigungsstelle 
(§ 87 Abs. 2 BetrVG) anrufen und versuchen, auf diese 
Weise seine Vorschläge durchzusetzen. Die Erfahrung 
zeigt, dass bereits die Ankündigung des Betriebsrats, ei­
ne - erhebliche Kosten auslösende (vgl. § 76 a BetrVG) -
Einigungsstelle anrufen zu wollen, so manchen verhand­
lungsunwilligen Arbeitgeber »in Bewegung gesetzt« hat. 
Alle Schritte müssen durch entsprechende ordnungs­
gemäße Beschlüsse des Betriebsrats »auf den Weg ge­
bracht werden«. Damit der Betriebsrat so vorgehen kann, 
müssen sich die Mitglieder des Betriebsrats und/oder ei­
nes nach § 28 Abs. 1 BetrVG zu bildenden Ausschusses 
qualifizieren. 

MAX OBERBERG ist Fachanwalt für Arbeitsrecht in Kiel 
und Mitglied im Anwaltsnetzwerk Arbeitsrecht.de. 
CHRISTIAN SCHOOF ist Rechtsanwalt und war zuvor lang­
jährig als Gewerkschaftssekretär bei der IG Metall - Be­
zirksleitung Küste tätig. Er ist Autor von Betriebsratspra­
xis von A bis Z und Rechtsprechung zum Arbeitsrecht 
von Abis Z. 

Hierzu finden Sie im Internet: 
Checklisten zur Vorbereitung und Durchführung eines Eini­
gungsstellenverfahrens. 

AiB 2012 ·Heft 9 537 


